Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Frauenförderung in der Europäischen Union 


Nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes am 17. Oktober 
1995 über die Vereinbarkeit einiger Regelungen des bremischen 
Gleichstellungsgesetzes mit der EU-Richtlinie zur „Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen (76/207)“ und nach der 
Blockierung des „Vierten mittelfristigen Aktionsprogramms der 
Gemeinschaft für die Chancengleichheit von Frauen und Männern 
(1996 bis 2000) “ durch die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, als einzigem von 15 Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
ist zu befürchten, daß Chancengleichheit und Frauenförderung im 
Erwerbsleben in der Europäischen Union einen herben Rückschlag 
erleiden könnten. 

51 % der Bevölkerung der europäischen Mitgliedstaaten sind Frau- 
en. Ihr Anteil an allen Erwerbstätigen liegt bei 41%, sie sind 
europaweit aber mit über 13 % besonders von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Frauen arbeiten insgesamt in schlechter bezahlten Be- 
rufszweigen, ihre Einkommen und ihre Renten sind nach wie vor 
um ein Viertel bzw. um ein Drittel niedriger als das der Männer. 
Nur rund 5 % aller Führungsfunktionen werden von Frauen aus- 
geübt. 

Von den über 16 Millionen Menschen der Europäischen Union in 
Teilzeitarbeit sind 85 % Frauen, davon ein Großteil in geringfügi- 
gen Beschäftigungsverhältnissen. 

Angesichts dieser Zahlen ist es dringend notwendig, weiterhin 
eine aktive Frauenförderung zu betreiben. Auf allen gesetzgebe- 
rischen Ebenen müssen zukünftig eindeutige Rechtsgrundlagen 
geschaffen werden, um die Ziele der Frauenförderung und Chan- 
cengleichheit unanfechtbar verwirklichen zu können. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, die Blockadehaltung 
gegenüber dem von der EU-Kommission vorgeschlagenen 
„Vierten mittelfristigen Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
für die Chancengleichheit von Frauen und Männern (1996 bis 
2000)“ aufzugeben. 
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2. Entsprechend den Ankündigungen des zuständigen EU-Kom- 
missars muß die dem Urteil des EuGH zugrundeliegende EU- 
Richtlinie zur Gleichstellung präzisiert und verändert werden. 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, dazu eine Initiative zu 
ergreifen. 

3. Bei den anstehenden Revisionsverhandlungen zum 
Maastrichter Vertrag muß sich die Bundesregierung mit Nach- 
druck dafür einsetzen, daß folgende Ziele im Vertrag veran- 
kert werden: 

- Das Ziel der Gleichstellung von Frauen in der Europäischen 
Union muß in einer europäischen Grundrechtscharta fest- 
geschrieben werden, die einen einklagbaren grundrechtli- 
chen Anspruch für die Frauen begründen muß. 

- Die Charta soll dem Vertrag von Maastricht vorangestellt 
werden. 

- Die Zuständigkeit der Europäischen Union für die Gleich- 
stellung von Männern und Frauen soll in einem eigenen 
Kapitel des Vertrages zusammengefaßt werden. In diesem 
Vertragsteil sollen die Ziele und Maßnahmen entwickelt 
werden, die über die bereits vorhandene Regelung im Ar- 
tikel 119 hinausgehen und die die Gleichstellung sichern 
sollen. 

- Es muß sichergestellt werden, daß positive Fördermaßnah- 
men der Mitgliedstaaten für Frauen, einschließlich Quoten- 
regelung bei Einstellung und Aufstieg, nach dem EU- Ver- 
trag zulässig sind. Dabei ist festzulegen, daß Gleichstellung 
als Querschnittsaufgabe Bestandteil aller Gemeinschafts - 
Politiken ist. 

- Der Bedeutung der Frauenpolitik in Europa soll dadurch 
Rechnung getragen werden, daß in der Europäischen Kom- 
mission endlich eine Kommissarin für die Gleichstellung zu- 
ständig und eine Generaldirektion für Gleichstellung ein- 
gerichtet wird. 

- Damit Frauenförderung in der Europäischen Union organi- 
satorisch besser verankert wird, müssen regelmäßige Tref- 
fen des Frauenministerrates stattfinden. 

- Das Auswahlverfahren für die Richter am Europäischen Ge- 
richtshof muß transparenter gestaltet und so geändert wer- 
den, daß zukünftig Frauen und Männer paritätisch vertre- 
ten sind. 

Bonn, den 25. Oktober 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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